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Hinweise zu den Vergabeunterlagen – fortlaufend V01 

 
Nr. Fragen inkl. Antworten 
1 Mit den Anlagen Nr. 9_Anschreiben AVV, 9a_Fragebogen zur Selbstauskunft und 

9b_Muster AVV wird die Zustimmung zur Datenverarbeitung nach Artikel 28 
DSGVO angestrebt. 
 
Unserer Leistung liegt ein schlüssiges und aufeinander abgestimmtes Vertrags-
werk zugrunde, das – in seiner Gesamtheit angewendet – den für das Dienstrad-
leasing relevanten Regelungsrahmen setzt. Mit Blick auf die definierten und pra-
xisbewährten Bestell- und Anwendungsprozesse ist ein externes Rechtsgutach-
ten zu dem Ergebnis gelangt, dass der Auftragnehmer und der Arbeitgeber ge-
meinsam „die Zwecke und Mittel der Verarbeitung“ im Sinne von Art. 26 Abs. 1 S. 
1 DSGVO im Onlineportal festlegen. 
 
Vor dem Hintergrund, dass Auftragnehmer und Auftraggeber als gemeinsame 
Verantwortliche im Sinne des Art. 26 DSGVO zusammenwirken, bedarf es einer 
sogenannten Vereinbarung über eine gemeinsame Verantwortlichkeit (Joint- Con-
trollership-Vertrag) zwischen dem Dienstleister und dem Auftraggeber. Wir bitten 
daher um Bestätigung, wonach die Anlagen Nr. 9 - 9b dahingehend zu verstehen 
sind, dass ein Joint-Controllership-Vertrag als "gleichwertige Datenschutzverein-
barung" akzeptiert wird und die Bieter anstelle des zur Verfügung gestellten AVV 
mit Abgabe ihrer Angebote stattdessen eine Vereinbarung über eine gemeinsame 
Verantwortlichkeit (Joint-Controllership-Vertrag) als Vertragsbestandteil einrei-
chen dürfen. Mit Angebotsabgabe wird ebenfalls der Nachweis zur Erbringung der 
technischen und organisatorischen Maßnahmen abgegeben. 
 
Antwort SAB: Nach Abstimmung mit dem Datenschutzbeauftragten der SAB ist 
sowohl eine Auftragsverarbeitungsvereinbarung (AVV) sowie ein Joint-Control-
lership-Vertrag nicht notwendig, da die Mitarbeitenden sich als Privatpersonen 
beim Portal anmelden. Aus diesem Grund muss die Anlage 9-9b nicht bei einem 
Angebot beigefügt werden. 

2 Gemäß §3 Abrechnung und Zahlung der Anlage 10_Anlage 11 Rahmenvertrag 
zum Dienstradleasing soll das Zahlungsziel 14 Tage netto betragen. 
Bitte bestätigen Sie, dass abweichen davon auch ein längeres Zahlungsziel von 
14 Tagen akzeptiert wird. 
 
Antwort SAB: Ja, wird akzeptiert. 

3 In der Anlage Rahmenvertrag zum Dienstradleasing wird unter dem §5 Instand-
haltung vorgegeben, dass der Leasinggeber dafür sorge trägt, dass sich das 
Dienstfahrrad stets in einem betriebs- und verkehrssicheren Zustand befindet und 
dass das Dienstfahrrad sachgemäß und schonend behandelt und gepflegt wird. 
 
Sehr gerne kann im Online-Portal vorgegeben werden, dass das Fahrrad ver-
kehrssicher ausgestattet werden muss. Mit einer Checkbox müssen die Beschäf-
tigten die Verkehrssichere Ausstattung dann bestätigten. Ebenso werden die Be-
schäftigten bei der Fahrradauswahl und Übergabe von den Fachhändlern über 
die Ausstattung gemäß StVZO aufgeklärt und an die Durchführung der jährlichen 
Inspektion erinnert.  
 
Als Leasinggeber können wir aber nicht dafür Sorge tragen, dass sich alle Räder 
zu jeder Zeit in einem Verkehrssicheren Zustand befinden und dass die Beschäf-
tigten immer schonend mit den Rädern umgehen. Diese Anforderungen können 
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nach Wünschen des Aufraggebers in die individuelle Überlassungsvereinbarung 
zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber aufgenommen werden. 
Wir bitten um Bestätigung, dass die vorgegebenen Anforderungen durch die be-
schriebene Abwicklung über das Online-Portal, den Fachhändlern und dem Über-
lassungsvertrag ebenfalls erfüllt sind. 
 
Antwort SAB: Ja, das beschriebene Vorgehen ist zulässig. Es erfolgt eine ent-
sprechende Anpassung im Vertrag bei Zuschlag. 

4 In dem Rahmenvertrag Dienstleistung wird unter dem §7 Laufzeit und Kündigung 
für den Rahmenvertrag eine Laufzeit von 48 Monaten mit einer Option zur or-
dentlichen Kündigung vorgesehen. 
Die öffentlichen Ausschreibungen werden mit einer festen Laufzeit (und damit ei-
ner Kalkulationsgrundlage des Auftragnehmers) vorgesehen. Aus diesem Grund 
ist eine ordentliche Kündigung grundsätzlich ausgeschlossen. Ausgenommen da-
von sind außerordentliche Kündigungen. 
Wir bitte um Streichung der Option der ordentlichen Kündigung. Alternativ schla-
gen wir vor die Grundlaufzeit zu kürzen und dafür eine Verlängerungsoption auf-
zunehmen. 
 
Antwort SAB: Streichung wird akzeptiert. Es erfolgt eine entsprechende Anpas-
sung im Vertrag bei Zuschlag. 

5 Mit den Angebotsunterlagen wurden die Anlagen: 10_Anlage 11 Rahmenvertrag 
zum Dienstradleasing und 11_Anlage 12 Dienstleistungsvertrag zum Dienstrad-
leasing übermittelt. 
Üblicherweise stellen Dienstradleasinganbieter dem Arbeitgeber als Leasingneh-
mer und Auftraggeber zur vertraglichen Regelung der Anforderungen ein umfas-
sendes, aufeinander abgestimmtes Vertragspaket zur Verfügung. Dieses beinhal-
tet neben dem Leasingrahmenvertrag mit der Leasinggesellschaft über die Best-
immungen zu den Versicherungs- sowie Inspektions- bzw. Wartungsleistungen 
auch einen Dienstleistungsvertrag mit dem Dienstleister. Gegenstand des Ver-
tragspaketes ist zudem die Bereitstellung eines Muster-Einzel-Leasingvertrages 
sowie eines MusterÜberlassungsvertrages und unter Umständen die Festlegung 
des leasingfähigen Zubehörs. 
Die bereitgestellten Vergabeunterlagen bilden die üblicherweise im Leasingrah-
menvertrag und Dienstleistungsverträgen enthaltenen Regelungsinhalte auch un-
ter Zusammenschau mit der Leistungsbeschreibung nicht vollständig ab. Wesent-
liche und für das Leasing unbedingt notwendige Bestimmungen z.B. über das An-
dienungsrecht oder die genaue Abwicklung des Störfallmanagements sind in den 
Verträgen nicht enthalten. 
Vor dem Hintergrund, dass im offenen Verfahren bereits mit Zuschlagserteilung 
ein Vertrag zustande kommt und eine Verhandlungsphase oder der nachgela-
gerte Abschluss von Verträgen nicht vorgesehen ist, bitten wir Sie, den Bietern 
die Möglichkeit einzuräumen leasingspezifische Verträge – (Dienstleistungsver-
trag und Leasingrahmenvertrag) einreichen zu können welche mit Zuschlagsertei-
lung Vertragsbestandteil werden. 
 
Antwort SAB:  Der Bitte wird nicht nachgekommen. Die beiliegenden Vertrags-
entwürfe sind Vorgabe der SAB und Teil des Ausschreibungsverfahren. Anpas-
sungen einzelner Klauseln sind zulässig (siehe vorherige Antworten). Von einer 
Vorgabe von Verträgen der Bieter wird abgesehen. 

6 In der Leistungsbeschreibung wird unter dem Punkt 4. Anforderungen an die 
Dienstradbestellung beschrieben, dass ein Angebot bestehen soll, etwaige Zu-
satzleistungen (z.B. Versicherungen) nutzen zu können. 
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Einzelleasingverträge werden für einen Zeitraum von 36 Monaten geschlossen. 
Dabei ist sicherzustellen das sich das Dienstrad in einem Nutzungsentsprechen-
den Zustand befindet. Eine Vollkaskoversicherung ist üblicherweise im Dienstrad-
leasing verpflichtend mit vorgegeben. Diese schützt nicht nur den Arbeitnehmer, 
sondern auch den Arbeitgeber. Weiter wird unter dem Punkt 8.1 der Leistungsbe-
schreibung beschrieben, dass jedes Fahrrad ein Schutz beispielsweise durch 
eine Vollkaskoversicherung vorhanden sein soll. 
Wir bitten um Bestätigung, dass mit den Zusatzleistungen beispielsweise Service- 
Pakete gemeint sind, nicht aber Versicherungsleistungen welche ohnehin ver-
pflichtend mit abgeschlossen werden. 
 
Antwort SAB: Aussage wird bestätigt. 

7 Unter dem Punkt Nr. 6 Leasingprozess der Leistungsbeschreibung stellen Sie die 
Anforderung, dass nach Konfiguration des Wunschrades die Prüfung stattfindet 
ob der Beschäftigte berechtigt ist ein Fahrrad zu leasen. Erst nach erfolgter Frei-
gabe lässt sich der Auftragnehmer vom Auftraggeber ein Angebot zum Abschluss 
der Überlassungsvereinbarung zukommen.  
Jeder Dienstrad-Leasinganbieter hält eigene, in sich schlüssige Prozesse zur Be-
stellung der Fahrräder bereit, die sich jedoch im Ablauf und in der Abwicklung un-
terscheiden. Die von Ihnen geforderte Prozessbeschreibung würde demgemäß 
nur einen bestimmten, nicht von allen am Markt tätigen Anbietern verwendeten 
Bestellprozess zulassen. 
Selbstverständlich ist es überall notwendig, dass der Arbeitgeber die Prüfung und 
somit auch Freigabe erteilt, bevor ein Überlassungsvertrag zwischen dem Arbeit-
geber und dem Arbeitnehmer geschlossen wird. 
Wir bitten um Bestätigung, dass die Anforderung auch dann als erfüllt gilt, wenn 
der Bestellprozess in seinen Schritten und in seiner Ausgestaltung von der Be-
schreibung in Punkt 6 abweicht, sofern er nach Freigabe durch den Arbeitgeber 
im Ergebnis dem Nutzer die Übernahme des von ihm ausgewählten Fahrrades er-
möglicht. 
 
Antwort SAB: Aussage wird bestätigt. Es erfolgt eine entsprechende Anpassung 
im Vertrag bei Zuschlag. 

8 In der Leistungsbeschreibung ist unter Ziffer 7 festgelegt, dass nach Laufzeitende 
der jeweiligen Leasingverträge die Fahrräder beim ausliefernden Fahrradfach-
händler zurückgegeben werden. 
Wir interpretieren diese Anforderung so, dass die SAB wert darauflegt, dass die 
Mitarbeitenden nach Ablauf der regulären Leasingzeit einen geringen Abwick-
lungsaufwand haben, wenn das Fahrrad zurückgegeben werden soll. Der Lea-
singgegenstand ist Eigentum der Leasinggesellschaft, der Fachhändler hat hier 
nur zu Beginn die Funktion, das Fahrrad zu übergeben, in die Rücknahme ist er in 
unserem Modell nicht involviert. 
Wir bitten daher um Bestätigung, dass eine andere gleichwertige Lösung i.S.d. 
§31 Abs. 6 VgV (beispielsweise durch eine Abholung des Fahrrads über eine 
Spedition am Wohnsitz des Mitarbeitenden) im Sinne eines geringen Abwick-
lungsaufwands auch akzeptiert wird. 
Wenn dies nicht der Fall ist, bitten wir um eine Darstellung des Mehrwerts einer 
Rückgabe beim Fachhändler. 
 
Antwort SAB: Aussage wird bestätigt – Ziel ist ein aufwandsarmer Rückgabepro-
zess. Ob die Leasinggesellschaft oder der Fachhändler der Empfänger ist, ist 
gleichgültig. Es erfolgt eine entsprechende Anpassung im Vertrag bei Zuschlag. 

9  In der Leistungsbeschreibung muss lt. dem Punkt 8.3 Störfälle sichergestellt sein, 
dass das Leasingverhältnis weiter bestehen bleibt, jedoch die Leasingkosten nicht 



          VB SAB 02_24 
Erbringung von Leistungen für das Dienstradleasing der Sächsischen Aufbaubank – 
Förderbank – (SAB) inkl. Versicherung, Wartung und Instandhaltung 
          18.10.2024 
 

durch die Auftraggeberin getragen werden. Weiter wird beschrieben unter wel-
chen Fällen der "Überlassungsvertrag" endet. 
In den benannten Störfällen werden die Einzelleasingverträge zwischen Auftrag-
nehmer und Auftraggeber, und somit auch die Überlassungsverträge zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer üblicherweise gekündigt und das Rad zurückgege-
ben. Das Leasingverhältnis der Einzelleasingverträge endet somit, die Rahmen-
vereinbarung bleibt davon unberührt. 
Gehen wir recht in der Annahme, dass in diesen Fällen das Leasingverhältnis der 
Einzelleasingverträge nicht weiter bestehen muss? 
 
Antwort SAB: Aussage wird bestätigt. 

10 Gemäß der Anlage Zuschlagskriterien Dienstradleasing wird der Preis mit 30 Pro-
zent bewertet. 
Dem Angebot liegt aber kein Formblatt zur Berechnung der Preise bei. Damit ein-
hergehend fehlen Vorgaben, die für die Preisberechnung unbedingt notwendig 
sind: 

• Fahrradpreise auf die sich die Preise beziehen sollen 
• sind alle Preise (inkl. Versicherung) in netto anzugeben? 
• Werden in die Leasingrate die Kosten für Versicherung und Inspektion mit 

eingerechnet oder sind diese einzeln auszuweisen? 
Wir gehen davon aus, dass der Leasingfaktor für alle Fahrradkategorien gleich 
hoch sein muss und die etwaigen Zuschüsse des Arbeitgebers nicht in die Preis-
berechnung mit einberechnet werden dürfen und bitten um Bestätigung dieser 
Annahmen. 
Um vergleichbare Angebote zu erhalten, bitten wir darum eine Matrix zur Preisbe-
rechnung vorzugeben. 
 
Antwort SAB: Der fiktive Fahrradpreis liegt bei 3.000 EUR netto. Alle anzuge-
benden Kosten sollen als Nettowerte angegeben werden. Bitte eine separate Auf-
stellung der Leasingrate sowie Versicherungs- und Inspektionskosten. Hierzu ist 
das beigefügte Preisblatt auszufüllen. 

11 Unter Punkt 5 im Leistungsverzeichnis werden Anforderungen an das Händler-
netz gestellt. 
Gehen wir recht in der Annahme, dass ausschließlich die Fachhändler genannt 
werden dürfen, mit denen zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe eine vertraglich 
festgelegte Kooperation besteht? 
 
Antwort SAB: Ja, die Annahme stimmt. 

12 Gehen wir recht in der Annahme, dass Sie eine einzige monatliche Rechnung for-
dern, in der alle Positionen (inklusive Kosten für Inspektionen und Versicherung) 
aufgeführt sind und die als eine Zahlung beglichen werden kann? 
 
Antwort SAB: Ja, die Annahme stimmt. 

13 Unter Ziff. 8.3 der Leistungsbeschreibung werden Anforderungen an das Störfall-
management formuliert. Gehen wir recht in der Annahme, dass dieses ohne War-
tezeiten zur Verfügung stehen soll und es keine Vorerkrankungsklauseln (z.B. bei 
einer Arbeitsunfähigkeit) geben darf? 
 
Antwort SAB: Ja, die Annahme stimmt. 

14 Unter Ziff. 8.3 der Leistungsbeschreibung werden Anforderungen an das Störfall-
management formuliert. 
Bei einigen Dienstradleasinganbietern muss zu jedem einzelnen Störfall ein 
Nachweis (z.B. eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung) eingereicht werden, was 
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den administrativen Aufwand auf Seiten des Auftraggebers deutlich erhöht. Ge-
hen wir recht in der Annahme, dass es keine generelle Nachweispflicht geben 
darf, sodass der Auftraggeber nur stichprobenartig auf Anforderung einzelne 
Nachweise erbringen muss, dies jedoch im Regelfall nicht notwendig ist? 
 
Antwort SAB: Ja, die Annahme stimmt bis auf den Unterfall "ärztlich attestierte 
Einschränkung“. 

15. In der Anlage 14 Zuschlagskriterien wird unter dem Punk 2 beschreiben, dass das 
Konzept die unter Nr. 1 "Bestandteile der einzureichenden Unterlagen" Themen 
umfassen soll. Weiter wird unter dem Absatz "Qualität 1" noch einmal genauer auf 
einzelne Inhalte eingegangen. Das Konzept darf maximal 15 DIN A4-Seiten um-
fassen.  
 
Um der SAB alle sieben geforderten Themenpunkte in einem Konzept inklusive 
Grafiken und Diagramme aufzuzeigen werden 15 Wordseiten nicht ausreichen. 
Erfahrungsgemäß kann ein solches Konzept auf ca. 25 Seiten in einer sinnvollen 
Detailtiefe dargestellt werden.  
 
Wir bitten um Bestätigung, dass die Konzepte inklusive Grafiken auch länger als 
15 Seiten sein dürfen.  
 
Antwort SAB: Das Konzept kann über die 15 Seiten (inkl. Grafiken) hinausge-
hen. Jedoch sollte das Konzept max. 25 Seiten (davon 15 Seiten Text / 25 Seiten 
mit Grafiken) umfassen. Die Grafiken dürfen insgesamt max. 10 Seiten ausma-
chen. 

Neue Fragen + Antworten 
16 Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
nach erster Sichtung der Unterlagen konnten wir keine Regelung zur Anpassung 
des Leasingfaktors finden. Beachten Sie bitte, dass eine belastbare Vorab-Kalku-
lation des Leasingfaktors über einen Zeitraum von 48 Monaten nicht möglich, da 
der dem Leasingfaktor zugrundeliegende Marktzins auf Grund externer Faktoren 
regelmäßigen Veränderungen unterworfen ist. Eine Prognose der Zinsentwick-
lung über einen solchen Zeitraum ist nicht seriös realisierbar und impliziert für den 
Bieter erhebliche finanzielle Risiken, welche insbesondere eine erhebliche Stö-
rung der Geschäftsgrundlage umfassen. Wir bitten daher darum, einer marktübli-
chen Anpassung des Leasingfaktors aus wichtigem Grund (z.B. erhebliche Verän-
derung des Zinsniveaus) zuzustimmen. 
 
Antwort SAB: Die Bieter sollen eine festen Leasingfaktor für die Gesamtlaufzeit 
annehmen. Das Zinsänderungsrisiko können die Bieter über Finanzderivate absi-
chern und ggf. in die Leasingfaktoren einpreisen. Der Leasingfaktor ist bei Ange-
botsabgabe anzugeben. 
 

17 Sie definieren: "Inanspruchnahme einer Freistellungsmöglichkeit, die zu einem 
mehr als 6 Monate andauernden Wegfall der Möglichkeit zur Entgeltumwandlung 
führt" als Störfall. Da Leasingverträge grundsätzlich unkündbar sind, müsste ein 
unvorhersehbarer Grund bestehen, um eine vorzeitige Beendigung des Einzel-
Leasingvertrags durchzuführen und diesen Fall als Störfall zu  
behandeln. Die unbezahlte Freistellung wird jedoch in der Regel individuell zwi-
schen Arbeitnehmer und Arbeitgeber vereinbart und ist nicht über übliche Störfall-
versicherungen abgedeckt. Der Arbeitnehmer entscheidet sich bewusst dafür, 
während der Laufzeit des Leasingvertrages, eine bestimmte Zeit seine Arbeits-
leistung nicht zu erbringen und im Gegenzug auf sein Gehalt zu verzichten. Der 
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Arbeitgeber befürwortet durch die Genehmigung diesen Entschluss. Diese Ent-
scheidung kann nicht als Störfall bezeichnet werden, AG und AN müssen sich im 
Vorfeld einigen, wer die Kosten während dieser Zeit trägt. 
Wir bitten darum diesen Störfall zu streichen. 
 
Antwort SAB: Siehe Frage 1 - Nach Abstimmung mit dem Datenschutzbeauf-
tragten der SAB ist sowohl eine Auftragsverarbeitungsvereinbarung (AVV) sowie 
ein Joint-Controllership-Vertrag nicht notwendig, da die Mitarbeitenden sich als 
Privatpersonen beim Portal anmelden. Aus diesem Grund muss die Anlage 9-9b 
nicht bei einem Angebot beigefügt werden. 

18 Sehr geehrte Damen und Herren, 
Sie definieren: "Inanspruchnahme einer Freistellungsmöglichkeit, die zu einem 
mehr als 6 Monate andauernden Wegfall der Möglichkeit zur Entgeltumwandlung 
führt" als Störfall. Da Leasingverträge grundsätzlich unkündbar sind, müsste ein 
unvorhersehbarer Grund bestehen, um eine vorzeitige Beendigung des Einzel-
Leasingvertrags durchzuführen und diesen Fall als Störfall zu behandeln. Die un-
bezahlte Freistellung wird jedoch in der Regel individuell zwischen Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber vereinbart und ist nicht über übliche Störfallversicherungen abge-
deckt. Der Arbeitnehmer entscheidet sich bewusst dafür, während der Laufzeit 
des Leasingvertrages, eine bestimmte Zeit seine Arbeitsleistung nicht zu erbrin-
gen und im Gegenzug auf sein Gehalt zu verzichten. Der Arbeitgeber befürwortet 
durch die Genehmigung diesen Entschluss. Diese Entscheidung kann nicht als 
Störfall bezeichnet werden, AG und AN müssen sich im Vorfeld einigen, wer die 
Kosten während dieser Zeit trägt. Wir bitten darum diesen Störfall zu streichen." 
 
Antwort SAB: Ja, wir stimmen der Streichung von "Inanspruchnahme einer Frei-
stellungsmöglichkeit, die zu einem mehr als 6 Monate andauernden Wegfall der 
Möglichkeit zur Entgeltumwandlung führt" zu. 

  
  
  
  

 


